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Beschlussempfehlung 
 
des Rechtsausschusses 
 
 

 
Normenkontrollantrag von Mitgliedern des Deutschen Bundestages betreffend die 
Verfassungsmäßigkeit von Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Parteiengesetzes und 
anderer Gesetze vom 10. Juli 2018 (Anhebung der „absoluten Obergrenze“ der 
staatlichen Teilfinanzierung von politischen Parteien) 
 
und 
 
Organstreitverfahren zu der Frage, ob der Deutsche Bundestag im Verfahren zur 
Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung des Parteiengesetzes und anderer Gesetze 
vom 18. Juli 2018 (u.a. Anhebung der „absoluten Obergrenze“ der staatlichen 
Teilfinanzierung von politischen Parteien) verfassungsmäßige Mitwirkungs- und 
Beteiligungsrechte der AfD-Fraktion verletzt hat 
 
 2 BvF 2/18 und 2 BvE 5/18 
 Vertrauliche Vorlage 17/150 
 
 

 
 
Berichterstatter    Abg. Dr. Werner Pfeil 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Landtag nimmt am Termin zur mündlichen Verhandlung nicht teil. 
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Bericht 
 
A Beratung 
 
Der Rechtsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 20. Januar 2021 mit dem oben 
angegebenen Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht – BvF 2/18 und 2 BvE 5/18 – 

befasst. 
 
 
B Abstimmung 
 
Es wurde mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und AfD einstimmig beschlossen, am Termin zur mündlichen Verhandlung nicht teilzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
Vorsitzender  
 


